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Unterrichtung 

durch das Europäische Pariament 


Entschiießung über die Zoiiunion und die Verwirkiichung des Binnenmarktes mit der 
Steiiungnahme des Europäischen Parlaments zu dem Arbeitsprogramm der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften über die Vereinfachung der 
Zoiiverfahren 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 
unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 6. Juli 1971 
über die Abschaffung der Kontrollen im innergemeinschaft- 
lichen Reiseverkehr^) und vom 9. Oktober 1972 über die Kon- 
trollen im innergemeinschaftlichen Verkehr 

in Kenntnis des von der Kommission vorgelegten Programms 
zur Vereinfachung der Zollformalitäten [KOM(75) 17 endg.], 
vom Rat konsultiert (Dok. 12/75), 

in Kenntnis des Ausschusses für Wirtschaft und Währung 
und der Stellungnahmen des Haushaltsausschusses und des 
Ausschusses für Außenwirtschaftsbeziehungen (Dok. 135/75) - 

1. stellt mit Sorge fest, daß die seit 1968 bestehende Zollunion 
durch die noch immer nicht vollendete Harmonisierung des 
Zollrechts behindert wird; 

2. unterstreicht die politische und wirtschaftliche Bedeutung 
der Zollunion für den europäischen Integrationsprozeß; 

3. ist beunruhigt über den Fortbestand vielfältiger Kontrollen 
im Waren- und Personenverkehr innerhalb der Gemein- 
schaft, die durch eine nicht harmonisierte nationale Wirt- 
schafts- und Steuergesetzgebung bedingt werden; 

4. sieht in der Beseitigung der Hemmnisse für die Freizügig- 
keit des Waren-, Dienstleistung- und Kapitalverkehrs eine 
vordringliche Aufgabe der Gemeinschaftsorgane in der 
nahen Zukunft; 

5. hält verbesserte und vereinfachte Zollformalitäten und die 
zunehmende Beseitigung der technischen und verwaltungs- 
mäßigen Handelshemmnisse als wesentliche Voraussetzun- 
gen für eine zügige Entwicklung der europäischen Integra- 
tion für unerläßlich; 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 78 vom 2. August 1971, 
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in bezug auf die Verbesserung und Vereinfachung der Zollfor- 
malitäten 

Reiseverkehr 

6. ist der Ansicht, daß die geltenden Zollbefreiungen für 
Waren im persönlichen Reisegepäck den Reise- und Grenz- 
verkehr innerhalb der Gemeinschaft erleichtern; fordert, 
daß diese Befreiungen den steigenden Lebenshaltungs- 
kosten laufend angepaßt und grundsätzlich großzügig be- 
messen bleiben; 

Warenverkehr 

7. billigt die in dem von der Kommission vorgelegten Pro- 
gramm zur Vereinfachung der von den Zollverwaltungen 
anzuwendenden Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts 
enthaltenen Maßnahmen; 

8. hebt hierbei besonders die wirtschaftliche, politische und 
psychologische Bedeutung der Vorschläge der Kommission 
hervor, die abzielen auf 

— die Vereinfachung des gemeinsamen Zolltarifschemas 
im Hinblick auf die Aufstellung eines gemeinschaftlich 
gültigen Schemas, das durch Datenverarbeitungsanlagen 
ausgewertet werden kann; 

— die Vereinfachung der Warenursprungsregeln im Han- 
del mit den EFTA-Ländern und anderen Handelspart- 
nern durch eine einheitliche Ursprungsbescheinigung; 

— die Verbesserung des gemeinschaftlichen Versandver- 
fahrens (Verzicht auf Versandpapiere bei Waren des 
freien Verkehrs nach dem Ende der Übergangszeit; 
größere Elastizität im System der Sicherheitsleistung; 
Abschaffung des Grenzübergangsscheines; Ersatz der 
Zollbeschau durch buchmäßige Überwachung); 

9. fordert den Rat auf, das Vereinfachungsprogramm der 
Kommission und die ihm bereits unterbreiteten Vorschläge 
für Verordnungen bzw. Richtlinien in diesem Bereich mög- 
lichst rasch anzunehmen; 

in bezug auf die Beseitigung der verwaltungsmäßigen und tech- 
nischen Handelshemmnisse 

verwaltungsmäßige Hemmnisse 

10. wünscht, daß das Verfahren der gegenseitigen Anerken- 
nung der Kontrollen auf die gesundheitlichen, tierärzt- 
lichen und pflanzenschutzrechtlichen Kontrollen ausge- 
dehnt wird; 

11. erinnert daran, daß im Bereich der Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über öffentliche Auf- 
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träge so wenig Fortschritte erzielt worden sind, daß ein 
großer Teil der europäischen Wirtschaft nicht in den Genuß 
der Auswirkungen der Zollunion gelangt; 

12. ist der Auffassung, daß der Wettbewerb auf Gemeinschafts- 
ebene bei den öffentlichen Aufträgen zur Erleichterung der 
Lasten der Steuerpflichtigen und zur Entfaltung der dyna- 
mischsten Unternehmen sowie zu einer besseren Vertei- 
lung der Wirtschaftstätigkeit innerhalb der EWG beitragen 
könnte; 

13. bedauert die schleppende Behandlung dieser Probleme 
durch den Rat und fordert, daß der Rat nunmehr unverzüg- 
lich die Vorschläge der Kommission zur Koordinierung der 
Verfahren zur Öffnung des Marktes für öffentliche Auf- 
träge vom März 1973 verabschiedet, da einem solchen 
Beschluß keine nennenswerten rechtlichen oder technischen 
Schwierigkeiten entgegenstehen und daß die Kommission 
unter Berücksichtigung neuester Studien dem Rat unver- 
züglich ein Programm zur zunehmenden Öffnung des Mark- 
tes für Aufträge öffentlicher Versorgungsdienste (Eisen- 
bahn, Post, Stromversorgung und Fernmeldewesen u. a.) 
unterbreitet; 

technische Handelshemmnisse 

14. weist erneut darauf hin, daß die technischen Handels- 
hemmnisse die Verwirklichung des freien Warenverkehrs 
- ein wesentliches Element des Binnenmarktes - verzögern; 

15. verweist auf seine Entschließungen vom 14. Dezember 1974 
und vom 10. März 1975 und unterstreicht nochmals nach- 
drücklich seine Auffassung, daß durch Aktionsprogramme 
in rechtsverbindlicher Form mit Rahmenrichtlinien für die 
einzelnen Sektoren und durch von der Kommission gemäß 
Artikel 155 des Vertrags zu erlassene Durchführungs- 
bestimmungen die Beseitigung technischer Handelshemm- 
nisse beschleunigt werden könnten; 

16. fordert den Ausschuß für Wirtschaft und Währung auf, sich 
fortlaufend über die Entwicklung der Zollunion und die 
weitere Verwirklichung des Binnenmarktes unterrichten zu 
lassen und ihm zu gegebener Zeit erneut einen Bericht 
vorzulegen; 

17. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften sowie den Regierungen und Parla- 
menten der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 
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